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Abschrift 


An den Vorsitzenden 

des Vermittlungsausschusses des Deutschen Bundestages 
und des Bundesrates* 

Herrn Ministerpräsidenten Dr. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 162. Sitzung 
am 20. Juli 1956 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deutschen 
Bundestag am 5. Juli 1956 verabschiedeten 


Gesetzes zur Änderung des 
Umsatzsteuergesetzes 
- Drucksachen 2587, 2282 - 


zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes mit dem Ziel der Aufhebung des Gesetzes- 
beschlusses des Bundestages einberufen wird. 

Begründung 

Die vorgesehene Änderung widerspricht der Systematik des Um- 
satzsteuerrechts und hat eine zusätzliche Belastung der Steuerver- 
waltung zur Folge, die nicht vertreten werden kann. Sie steht im 
übrigen im Zusammenhang mit dem gesamten Steuersenkungspro- 
gramm, also auch mit der Änderung des Gewerbesteuergesetzes und 
der vom Bundesrat vorgeschlagenen Streichung der Abgabe „Not- 
opfer Berlin“ für die natürlichen Personen, die bereits zu einer 
steuerlichen Entlastung des Mittelstandes führen. Die Umsatzsteuer- 
senkung würde bei gleichzeitiger Streichung des Notopfers wohl 
auch zu einem das zumutbare Maß überschreitenden Ausfall an Bun- 
dessteuern führen. 

/ gez. von Hassel 


Bonn, den 20. Juli 1956 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 6. Juli 1956 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

von Hassel 
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